


Textliche Festsetzungen 

zum Bebauungsplan Nr. 34/3 
- Stadionviertel, Bismarckstraße - 

Redaktionelle Anmerkung: Rechtskraft 07.07.2012 Es gilt die BauNVO 1990 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §19 BauNVO) 

Die in § 4 Abs. 3 Baunutzungsverordnung (BauNVO) vorgesehenen Ausnahmen sind gemäß  
§ 1 Abs. 6 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplans. 

2. Überbaubare Grundstücksfläche (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. §23 BauNVO) 

Gemäß § 16 (6) BauNVO wird festgesetzt, dass an den mit einer Punktsignatur gekennzeich-
neten Fassaden, die entsprechende Baugrenze für Balkone und Terrassen um  
3,00 m überschritten werden kann. Maximal aber nur zur Hälfte der Länge der entsprechenden 
Fassade. 

3. Beseitigung Niederschlagswasser (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m § 51 a Landeswassergesetz 
NRW) 

Gemäß § 51a Landeswassergesetz NRW in Verbindung mit § 9 Abs. 4 BauGB ist das Nieder-
schlagswasser der Dachflächen und sonstigen befestigten Flächen auf den Grundstücken zu 
versickern. 

4. Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB i.V. § 12 Abs. 6 BauNVO) 

Gemäß § 12 Abs. 6 BauNVO sind im gesamten Plangebiet Tiefgaragen nur innerhalb der zeich-
nerisch dafür festgesetzten Flächen mit der Zweckbestimmung "Tiefgarage" so wie der unmittel-
bar angrenzenden Bauflächen unterhalb der Geländeoberfläche zulässig. Carports und Garagen 
sind unzulässig. Stellplätze sind nur innerhalb der dafür markierten Flächen zulässig. 

5. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) 

Die betreffende Fläche ist als solche zur Belastung mit Geh- und Fahrrechten (Fahrrecht aus-
schließlich für Radfahrer) zu Gunsten der Anlieger und mit einem Geh-, Fahr- und Leitungsrecht 
zugunsten der zuständigen Erschließungs- und Versorgungsträger zu belasten. 

6. Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB LV. m. § 14 BauNVO) 

Gemäß § 14 Abs. 1 Satz 3 BauNVO ist die Errichtung von Nebenanlagen ausschließlich inner-
halb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Nebenanlagen, die zur Bereitstellung von 
Müllbehältern dienen, sind nur auf den dafür markierten Flächen zulässig. 

7. Lärmschutzfestsetzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB sind für Räume zum dauernden Aufenthalt schallgedämmte 
mechanische Lüftungseinrichtungen einzubauen. 

Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB sind an den in der Planzeichnung durch eine Wellenlinie gekenn-
zeichneten Fassaden (Lärmpegelbereich III) bei Neu-, Um- und Anbauten passive Maßnahmen 
zum Schutz gegen Lärm zu treffen. An den Fassaden sind nach außen abschließende Bauteile 
von Aufenthaltsräumen dergestalt auszuführen, dass das resultierende Schalldämmmaß R'w, res 
für Außenbauteile mindestens 35 dB beträgt. An allen übrigen Fassaden sind nach außen ab-
schließende Bauteile von Aufenthaltsräumen dergestalt auszuführen, dass das resultierende 



Schalldämmmaß R'w, res für Außenbauteile mindestens 30 dB beträgt. 
Von der Festsetzung des resultierenden Schalldämmmaß R'w,res für Außenbauteile mindestens 
35 dB (LPB III) kann ausnahmsweise abgesehen werden, wenn die Fertigstellung der an der 
Bahnstrecke 2610 geplante Schallschutzwand Nr. 10 bereits zu einem Zeitpunkt vor der 
frühstmöglichen Fertigstellung der betroffenen Gebäude gesichert ist (§ 31 Abs. 1 BauGB). 
Alle Fassaden sind dann für nach außen abschließende Bauteile von Aufenthaltsräumen der-
gestalt auszuführen, dass das resultierende Schalldämmmaß R'w, res für Außenbauteile min-
destens 30 dB beträgt. 

8. Grünordnerische Festsetzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 a) BauGB sind Flachdächer zu jeweils 80 % mit einem durchwurzel-
baren Bodenaufbau von mindestens 8 cm zu überdecken und zu begrünen; dies gilt nicht für 
Flächen für technische Einrichtungen und für Beleuchtungsflächen. 

Die Tiefgaragen sind, gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 a) BauGB, mit einem durchwurzelbaren Boden-
aufbau von mindestens 80 cm vollständig zu überdecken und zu begrünen. 

9. Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m § 86 (1) Nr. 1 und (4) BauO NRW) 

Gemäß § 86 (1) Nr. 1 und (4) BauO NRW sind die Baukörper im Plangebiet mit Flachdächern zu 
versehen. 

Sämtliche Flächen von wohnbaulich genutzten Grundstücken - mit Ausnahme der Zuwegung zu 
den Wohnhäusern, den Zufahrten zur Tiefgarage, der Tiefgarage und den Terrassen sind unver-
siegelt zu belassen und gärtnerisch anzulegen. 

Im Bereich der Terrasse sind nur Einfriedigungen als Hecke (max. 1,60 m hoch) oder als Kombi-
nation von Hecke (max. 1,60 m hoch) und durchgrüntem Zaun (max. 1,20 m hoch) zulässig. 
Holzwände und Mauern sind nicht zulässig, hiervon ausgenommen sind die Abfangungen für die 
Tiefgarageneinfahrten. 

Standflächen für Abfallbehälter sind in Richtung der öffentlichen Verkehrsfläche mit min. 1,60 m 
hohen Hecken oder begrünten Rankgittern vollständig einzufassen und zu schließen. Sonstige 
Nebenanlagen sind nur innerhalb der Baugrenzen zulässig. 

10. Hinweise 

Baugrundrisiken (Kampfmittel, Grundwasser, Erdbeben, Altlasten, Altstandorte, Altablagerungen, 
etc.) sind vom Bauherrn eigenverantwortlich zu prüfen. 

Alle Ausschachtungsarbeiten im Plangebiet müssen unter Beobachtung durch die Untere Denk-
malbehörde erfolgen. Beim Auftreten archäologischer Bodenfunde und Befunde ist die Stadt 
Neuss als Untere Bodendenkmalbehörde oder der LVR - Bodendenkmalpflege im Rheinland -, 
Bonn, unverzüglich zu informieren. 

Es bestehen Vorbelastungen im Plangebiet durch verkehrliche Geräuschimmissionen; hierfür 
werden im Bebauungsplan gem. §9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB Vorkehrungen getroffen durch ent-
sprechende Festsetzungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen. 


